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n-trfJ der leßa.gen zu dEIn stenograph!schen Protokoll.. des Naticmalrates 
Xl. Ciesetzgebungsperiode 

M&~ __ '_JU_Ii_~~ 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Wondrack 
und Genossen 
an den Herrn Bundesminister für Finanzen und 
an die Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
betreffend Witwenpension 

-Die sozialistischen Abgeordneten bemÜhen sich seit Beginn 
dieser Gesetzgebungsperi.ode unentwegt, eine Erhöhung der 
Witwenpension zu erreichen. 

Sie stützen sich unter anderem auf einen Initiativantrag 
sozialistischer Abgeordneter vom 15. Juni 1966 und auf eine 
Entschließung des Nationalrates vom gleichen Tag, welche 
lautet: 
IIDie Bundesregierung wird ersucht, die Möglichkeit'einer Er­
höhung der Witwenpensionen im öffentlichen Dienst sowie im 
Bereich der Sozialversicherung auf 60 Prozent zu prüfen; 
falls aus budgetärenGründen eine sofortige EinfÜhrung dieser 
Maßnahmen nicht mögliCh ist, wäre eine etappenweise Erreichung 
dieses Zieles anzustreben. 1I 

In den seither vergangenen-Jahren ist man bei der Verwirklichung 
dieses wichtigen sozialpolitischen Anliegens keinen Schritt 
weiter gekommen. 

Die Parlaments fraktion der OVPwar nicht bereit über den sozia­
listischen Initiativantrag im Sozialausschuß auch nur zu disku­
tieren und die Regierung war nicht willens oder nicht in der 
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Lage (oder beides), der Entschließung des Gesetzgebers Rechnung 
zu tragen .. 

Im Zuge der Beant\.-lOrtur..g einer dringlichen Anfrage sozialistischer 

Abgeordneter hat die Frau Bundesminister für Bc.zi.ale VerwaJ. tung 
"" 26 lI'l~ "J o.rn • L' ctrz a. • im Nationalrat mi tgeteil/c., daJ:1 s:te sOvlOhl bei 

der Erst:elllmg des Budgets für 1968 als auch bei der Budgeter .. 

stell:.ng für 1969 den Jl.ntrag gestellt habe:; . die zur Erhöhung 

der vii tw;;np(~'nsion erfordel'lichen Ansätze in das Bundesfinanzge~ 

setz aufzun'2:hmen. Diese Anträge seien jedoch - so er'klärte die 

Frau Sozialminister - vom Finanzminister bzw. von der Regierung 

abgelehnt worden. 

iTom 8.Juli konnte die Frau Sozial·~ 

minister auf eine sozialistische Anfrage betreffend die Fort­

sehri tte bei der Real isieru..'1.g einer erhöhten \Vi t:Wenpension wieder 

nicht mehr miJ(ite:llen~ als daß sie - so wie in den vergange:18l1. 

cTa..'1ren .• die für eine l'.nhebung der \I/i twenpensionen im BeY-etche 

des ASVG und des GSPVG erforderlichen BUdgetansät.ze beantragt 
habe. 

Die kor~krete und dezldierte Fragel ob dies als Zusage verstanden . 

werden kann" d.aß die \Afi twenpensionen ab 1970 e:('höht; -..)t'.:r-den Jh:1.t die 
I 

Frau Bundesminister ausweichend" jedenfalls aber nicht:. be.:in.hend 

beantwortet. 

Die sozialistischen Abgeordneten können sich mit ejx.i.cr derc.ri; 

unklaren und ausweichenden Haltllng der Bundesregierung bzwe der 

zuständigen Regierungsmitglieder nicht zu.frieden geben. Dies 

umsoweniger, als das Finanzgesetz 1970 das letzte von der im Amt 

befindl:i.chen Buncl~5regierung auszuarbeitende Budget ist und dat'1er 

auch die letzte Ghance bietet, der EntschließJ.ng des Nal~iona.1J::a:t.e5 

betreffend Erhöhlliig der \I[i tHenpensionen in der lauf'endenGesetz­

gebungsperiode RecrJ.!1ung zu, tragen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher' an die Frau Bundes­

minister rur Soziale Verwal tung die nachstehende 
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1) \'lelche Ansätze haben Sie im· Ressortentwurf" fÜr das Budget 1970 
für eine Erhöhung der Witwenpensionen beantragt? 

2} Haben Sie vorn Bundesminister für Finanzen- herej.ts eine darauf 
-~ Bezug nehmende Antwort erhalten? 

1ierm ja: \Ilie lau.tet diese? 

3) Welche Ma1~na.hmen ""erden Sie ergreifen, falls der Herr Bundes·­
minister fUr Finanzen - entgegen der Entschließung des Na­
tionalrates vom Juni 1966 - auch im letzten von der ÖVP-Allein­
regierung zu erst.ellenden Budgetentwurf den Antrag auf Auf­
nahnIe deI' f'Ür eine Erhöhung der \'litwenpension erfordemchen 

Ansätze ablehnt? 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten darüber hinaus an den 

Herrn Bundesminister für Finanzen die weitere 

A n fra g e : 

1) Haben Sie von der Frau Bundesminister für Soziale Verwalt~~g 
-- den Antrag erhalten, in die Regierungsvorlage für das Bundes­

finanzgesetz 1970 die für eine Erhöhung der Witwenpension 
erforderlicher erhöhten Ansätze aufzunehmen? 

2) a) Wann wurde dieser Antrag gestellt? 
-- b) Wie lautet er, bzw. welche Ansätze wurden beantragt? 

3) Werden Sie in den Entwurf einer Regierungsvorlage für das 
Finanzgesetz 1970 die zur Erhöhlli""lg der vlitwenpension er­

forderlichen Ansätze aufnehmen? 
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4) \'lenn nein: 

In welcher Weise werden Sie zur VerwirklichQ~g der vom National­

rat im Juni 1966 angenommenen Entschließung betreffend eine 
• Erhöhung, der vli twenpensionen be~fttragen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese Anfrage dringlich 
zu behandeln und dem erstunterzeichneten Abgeordneten Gelegen­

heit zur Begründung dieser Anfrage zu geben. 

• 
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